Urteil vom 18. April 2024, V R 17/22

Zur Auslegung des Versicherungsteuergesetzes (VersStG) bei einer Kautionsriickversicherung und Irrtum {ber die
Steuerpflicht

ECLI:DE:BFH:2024:U.180424.VR17.22.0
BFH V. Senat

VersStG § 1 Abs 1, VersStG § 2 Abs 2, VersStG § 4 Nr 1, VersStG § 5 Abs 1 S 1 Nr 1, VersStG § 6 Abs 1, VersStG § 7 Abs
4, VersStG § 7 Abs 9, EWGRL 357/88 , UStG § 13 Abs 1 Nr 1

vorgehend FG Kéln, 16. Februar 2022, Az: 2 K 588/19

Leitsatze

1. § 2 Abs. 2 VersStG setzt die Verpflichtung voraus, Dritten gegeniber fir den Versicherungsnehmer Blirgschaft oder
sonstige Sicherheit zu leisten. Erforderlich ist die Eingehung einer Verpflichtung gegenliber dem Dritten.

2. Die Zahlung des Versicherungsentgelts fiir eine Kautionsriickversicherung ist nicht nach § 4 Nr. 1 VersStG von der
Versicherungsteuer befreit, wenn durch die Versicherung die Gefahr aus einem Vertrag Gbernommen wird, der nach § 2
Abs. 2 VersStG nicht als Versicherungsvertrag gilt.

3. Sind die Vertragsparteien irrtiimlich davon ausgegangen, dass die Zahlung eines Versicherungsentgelts nicht der
Versicherungsteuer unterliegt, ist die Versicherungsteuer nicht in gezahlten Pramien enthalten.

Tenor

Die Revision der Kl&agerin gegen das Urteil des Finanzgerichts KéIn vom 16.02.2022 - 2 K 588/19 wird als unbegrindet
zuriickgewiesen.

Auf die Revision des Beklagten wird das Urteil des Finanzgerichts Kéln vom 16.02.2022 - 2 K 588/19 aufgehoben, soweit es
der Klage stattgegeben hat.

Die Klage wird insgesamt abgewiesen.

Die Kosten des gesamten Verfahrens hat die Klagerin zu tragen.

Tatbestand
I.

1. Die Klégerin, Revisionsklagerin und Revisionsbeklagte (Kl&gerin), ein Versicherungsunternehmen, unterhielt in den
Jahren 2010 bis 2012 Vertragsbeziehungen zu drei anderen Versicherungsunternehmen (A, B und C). Diese hatten
mit ihren Versicherungsnehmern "Kautionsversicherungsvertrage" abgeschlossen. Versicherungsnehmer des A waren
geman § 651k (spater § 651r) des Biirgerlichen Gesetzbuchs (BGB) absicherungspflichtige Pauschalreiseanbieter. Die
Klagerin beteiligte sich an den sich hieraus ergebenden Risiken in einem Umfang von 30 %. B hatte eine Blrgschaft
zugunsten von Mitarbeitern seines Versicherungsnehmers fir die Absicherung von Wertguthaben aus
Altersteilzeitvereinbarungen Gbernommen, die diesen Mitarbeitern gegen den Versicherungsnehmer zustanden. Die
Kl&gerin beteiligte sich an der Birgschaft in der Weise, dass sie im Fall der Insolvenz des Versicherungsnehmers
40 % des Schadens tragen sollte. Auch C hatte mit einem Reiseveranstalter als Versicherungsnehmer eine
Reiseinsolvenzversicherung abgeschlossen. Die Klagerin verpflichtete sich gegenlber C, die sich daraus ergebenden
Schaden zu circa 7,5 % zu tragen.

2. Dartiber hinaus unterhielt die Klagerin Vertragsbeziehungen mit drei Kreditinstituten. Diese stellten ihren Kunden
Avalkredite zur Verfiigung. In Bezug auf diese Avalkreditverhéltnisse Gbernahm die Klagerin eine anteilige Haftung.

3. Die Kl&gerin nahm an, dass die Zahlungen, die sie von den anderen Versicherungsunternehmen und den
Kreditinstituten vereinnahmte, nicht der Versicherungsteuer unterlagen.

4. Der Beklagte, Revisionsbeklagte und Revisionsklager (Bundeszentralamt fiir Steuern --BZSt--) ging demgegeniiber
aufgrund einer AuBenprifung davon aus, dass eine Versicherungsteuerpflicht bestehe und sah die von der Klagerin
vereinnahmten Zahlungen als Versicherungsentgelt an. Das BZSt erlie3 am 23.01.2019 einen entsprechend
geénderten Versicherungsteuerbescheid fiir Dezember 2012. Hiergegen erhob die Klagerin mit Zustimmung des BZSt
Sprungklage zum Finanzgericht (FG).
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5. Das FG gab der aufgrund einer Wiedereinsetzung in den vorigen Stand als zuldssig angesehenen Klage teilweise

11.

statt. Es bejahte die Versicherungsteuerpflicht. Mit allen Vertragspartnern sei jeweils ein Versicherungsvertrag
zustande gekommen, da die Klagerin keine unmittelbaren Vertragsbeziehungen zu den Kunden ihrer Vertragspartner
eingegangen sei. Bei den Vertrdgen zwischen den Kunden und den anderen Versicherungsunternehmen und
Kreditinstituten habe es sich nicht um Versicherungsvertrage im Sinne des § 1 Abs. 1 des Versicherungsteuergesetzes
(VersStG) gehandelt, weil sie unter § 2 Abs. 2 VersStG fielen, so dass mangels steuerbarer Erstversicherung die
Voraussetzungen des § 4 Nr. 1 VersStG nicht erfillt seien. Die Klage hatte jedoch Erfolg, soweit sie die Héhe der
festgesetzten Versicherungsteuer betraf. Insoweit vertrat das FG die Ansicht, dass die Versicherungsteuer den
vereinnahmten Versicherungsentgelten nicht hinzugerechnet werden diirfe, sondern aus den vereinnahmten
Versicherungsentgelten mit dem Faktor 19/119 herauszurechnen sei.

Hiergegen wenden sich die Klagerin und das BZSt mit ihren Revisionen.

Mit ihrer Revision riigt die Klagerin, dass die Vertrage nicht versicherungsteuerpflichtig gewesen seien. Es handele
sich in allen Fallen um Mitversicherungen. Bei einer Mitversicherung an einer Kautionsversicherung, der sogenannten
"Kautionsmitversicherung", handele es sich um eine Erstversicherung, welche nicht steuerbar nach § 2 Abs. 2
VersStG sei. Dies gelte auch fir stille Mitversicherungen, denn entscheidend sei, dass auch der stille Mitversicherer
dasselbe Risiko trage wie der fihrende Mitversicherer. Der Mitversicherer gehe eine anteilige eigene primére und
unmittelbare Verpflichtung gegenliber dem Versicherungsnehmer des Vertragspartners ein. Es handele sich hierbei
um einen Schuldbeitritt. Entscheidend sei, welches Risiko Gbernommen werde. Der stille Mitversicherer (ibernehme
anteilig das Risiko eines Versicherungsnehmers, die Leistungsféahigkeit des fihrenden Versicherers im Sinne der
Bonitat und Risikotragféhigkeit sei fir ihn ohne Relevanz. Nur dieser Betrachtung entspreche die vorgenommene
Bilanzierung. Folge man dieser Auffassung nicht und gehe wie der Bundesfinanzhof (BFH) in seinem Urteil vom
24.04.2013 - XI R 7/11 (BFHE 241, 459, BStBI 11 2013, 648) von einer Riickversicherung aus, seien die hier streitigen
Vertrage jedenfalls geman § 4 Nr. 1 VersStG steuerbefreit. Denn fir diese Steuerbefreiung sei die Steuerbarkeit einer
Erstversicherung nicht erforderlich. Auch Kautionsversicherungen seien grundsatzlich steuerbar, sie wirden nur im
Wege einer Fiktion versicherungsteuerrechtlich ausdriicklich aus dem Anwendungsbereich ausgenommen. Durch § 2
Abs. 2 VersStG habe sichergestellt werden sollen, dass weder das Avalgeschaft der Banken noch die
Kautionsversicherung der Versicherungsunternehmen der Versicherungsteuer unterliegen. Eine andere Auslegung
hatte zur Folge, dass --obwohl Kautionserstversicherungen geman § 2 Abs. 2 VersStG nicht der Versicherungsteuer
unterliegen und Riickversicherungen geman § 4 Nr. 1 VersStG steuerbefreit seien-- ausgerechnet die Kombination
aus beiden, die Kautionsriickversicherung, der Versicherungsteuer unterliege. Dies kénne der Gesetzgeber nicht
beabsichtigt haben.

Das BZSt wendet sich mit seiner Revision gegen die Héhe der festgesetzten Versicherungsteuer. Es habe sich bei
den streitigen Betragen um Nettobetrage gehandelt. Dies ergebe sich insbesondere aus dem Wortlaut des § 1 Abs. 1
VersStG. Die Versicherungsteuer sei nicht Teil des Entgelts, was bereits im BFH-Urteil vom 18.11.2021 - V R 24/20
(BFH/NV 2022, 624) klargestellt worden sei.

Beide Beteiligten wenden sich zudem jeweils gegen die Revision des anderen Beteiligten.

. Die Klagerin beantragt,

das FG-Urteil insoweit aufzuheben, als die Klage abgewiesen wurde, und den Versicherungsteuerbescheid vom
23.01.2019 fir den Monat Dezember 2012 dahingehend zu &ndern, dass die Versicherungsteuer auf ... € festgesetzt
wird, und die Revision des BZSt zuriickzuweisen.

Das BZSt beantragt,
das FG-Urteil insoweit aufzuheben, als der Klage stattgegeben wurde, die Klage insgesamt abzuweisen und die
Revision der Klagerin zurlickzuweisen.

Entscheidungsgriinde

1.

Die Revision der Klagerin ist unbegrindet und daher zurlickzuweisen (§ 126 Abs. 2 der Finanzgerichtsordnung
--FGO--). Die Revision des BZSt ist hingegen begriindet und fihrt zur Aufthebung des Urteils, soweit das FG der Klage
stattgegeben hat; die Klage ist insgesamt abzuweisen (§ 126 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 FGO).

1. Das FG hat die Zahlungen an die Klagerin zu Recht als nach § 1 Abs. 1 VersStG steuerbar angesehen. Das hierfir
erforderliche Versicherungsverhaltnis liegt vor, da die Fiktion des § 2 Abs. 2 VersStG nicht eingreift. Die Vorschrift
setzt die Verpflichtung voraus, Dritten gegenlber fir den Versicherungsnehmer Blirgschaft oder sonstige Sicherheit
zu leisten. Erforderlich ist die Eingehung einer Verpflichtung gegentber dem Dritten.

a) Geman § 1 Abs. 1 VersStG unterliegt der Versicherungsteuer die Zahlung eines Versicherungsentgelts aufgrund
eines durch Vertrag oder auf sonstige Weise entstandenen Versicherungsverhalinisses. Wesentliches Merkmal fiir ein
"Versicherungsverhéltnis" im Sinne des § 1 Abs. 1 VersStG ist das Vorhandensein eines vom Versicherer gegen
Entgelt Gbernommenen Wagnisses (BFH-Urteile vom 16.12.2009 - Il R 44/07, BFHE 228, 285, BStBI 11 2010, 1097;
vom 19.06.2013 - Il R 26/11, BFHE 241, 431, BStBI Il 2013, 1060, Rz 12).
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4.

10.

Ein Vertrag, durch den der Versicherer sich verpflichtet, fiir den Versicherungsnehmer Blrgschaft oder sonstige
Sicherheit zu leisten, gilt nach § 2 Abs. 2 VersStG nicht als Versicherungsvertrag. Die gesetzliche Fiktion des § 2
Abs. 2 VersStG bewirkt, dass kein Versicherungsvertrag und damit auch kein steuerbares Versicherungsverhaltnis im
Sinne des § 1 Abs. 1 VersStG vorliegt (BFH-Urteil vom 19.06.2013 - Il R 26/11, BFHE 241, 431, BStBI 11 2013, 1060,
Rz 21).

b) Vorliegend hat die Klagerin aufgrund der von ihr mit den anderen Versicherungsunternehmen und mit den
Kreditinstituten abgeschlossenen Vertradgen aufgrund einer entgeltlichen Wagnistibernahme
Versicherungsverhaltnisse begriindet, wie das FG zutreffend entschieden hat und was im Revisionsverfahren
zwischen den Beteiligten auch nicht streitig ist. Zudem hat das FG entgegen der Revision der Klagerin die
Voraussetzungen des § 2 Abs. 2 VersStG zutreffend verneint.

aa) Ein Vertrag, durch den der Versicherer sich im Sinne von § 2 Abs. 2 VersStG verpflichtet, fir den
Versicherungsnehmer Biirgschaft oder sonstige Sicherheit zu leisten, setzt die Verpflichtung des Versicherers voraus,
Dritten gegeniber fir den Versicherungsnehmer Blirgschaft oder sonstige Sicherheit zu leisten (BFH-Urteil vom
20.04.1977 - 1l R 36/76, BFHE 122, 352, BStBI Il 1977, 688, unter 4.). Die Vorschrift erfasst damit die Verpflichtung
zum Abschluss eines Vertragsverhaltnisses mit einem Dritten (Glaubiger des Versicherungsnehmers), nicht aber die
davon zu trennende Verpflichtung zur Erstattung eines bei einem Erstversicherer entstehenden Ausfalls (BFH-Urteil
vom 11.05.1967 - V 5/64, BFHE 89, 198, BStBI 11l 1967, 643, unter 1.). Dementsprechend liegt eine
Kautionsversicherung, auf die § 2 Abs. 2 VersStG anzuwenden ist, nur vor, wenn neben dem
Kautionsversicherungsvertrag zwischen Versicherer (Blrgen) und Versicherungsnehmer (Schuldner) ein
Burgschaftsvertrag zwischen dem Kautionsversicherer und dem Glaubiger abgeschlossen wird und der
Kautionsversicherer bei seiner Inanspruchnahme beim Schuldner (Versicherungsnehmer) Regress nehmen kann
(BFH-Urteil vom 09.12.1969 - 11 103/63, BFHE 99, 60, unter 2.). Nicht anzuwenden ist § 2 Abs. 2 VersStG auf eine
Kautionsriickversicherung, bei der sich ein Rlckversicherer nicht gegentiber den Versicherungsnehmern des
Erstversicherers zur Leistung von Biirgschaften, sondern sich gegeniiber dem Erstversicherer zur Ubernahme von
Vermégensschaden verpflichtet, die diesem aus den von ihm mit den Versicherungsnehmern abgeschlossenen
Kautionsversicherungen entstehen (BFH-Urteil vom 19.06.2013 - Il R 26/11, BFHE 241, 431, BStBI 11 2013, 1060,
Rz 24).

bb) Das FG ist zutreffend davon ausgegangen, dass sich die Klagerin nicht verpflichtet hat, Dritten gegendber flr den
Versicherungsnehmer Biirgschaft oder sonstige Sicherheit zu leisten, so dass § 2 Abs. 2 VersStG auf die
streitgegenstandlichen Vertrage keine Anwendung findet.

(1) Nach stéandiger Rechtsprechung des BFH gehdért die Auslegung von Vertrdgen zum Bereich der tatsachlichen
Feststellungen und bindet das Revisionsgericht geman § 118 Abs. 2 FGO, wenn sie den Grundsatzen der §§ 133, 157
BGB entspricht und nicht gegen Denkgesetze und Erfahrungsséatze verst6Bt, das hei3t jedenfalls mdglich ist. Das
Revisionsgericht prift, ob das FG die gesetzlichen Auslegungsregeln sowie die Denkgesetze und Erfahrungssatze
beachtet hat; ferner priift das Revisionsgericht, ob die Vorinstanz die fir die Vertragsauslegung bedeutsamen
Begleitumstande erforscht und rechtlich zutreffend gewdirdigt hat. Dagegen ist die rechtliche Einordnung des (nach
MaBgabe des FG) von den Vertragspartnern Gewollten am MaBstab der jeweils einschlagigen Normen fir das
Revisionsgericht nicht nach § 118 Abs. 2 FGO bindend, sondern in vollem Umfang nachprifbare Rechtsanwendung
(so z.B. BFH-Urteil vom 10.08.2016 - XI R 41/14, BFHE 255, 300, BStBI Il 2017, 590, Rz 38).

(2) Vorliegend hat das FG ohne Rechtsfehler --und damit in nach § 118 Abs. 2 FGO bindender Weise-- die hier
maBgeblichen sechs Vertrage dahingehend gewurdigt, dass sich die Klagerin nur gegeniber ihren Vertragspartnern
--den Versicherungsunternehmen und Kreditinstituten-- verpflichtet hatte, die fur ihre Versicherungsnehmer --zu
denen auch die Kunden der Kreditinstitute zahlten-- eingegangenen Risiken anteilig oder in einem Fall vollstandig zu
Ubernehmen, ohne dabei aber gegenilber den Versicherungsnehmern die Stellung einer Sicherungsgeberin zu
Ubernehmen, wie sie die Vertragspartner der Kl&gerin innehatten. Glaubiger der Versicherungsnehmer konnten nach
der Wirdigung des FG aus den Kautionsversicherungen allein die Vertragspartner der Klagerin, nicht aber die
Klagerin selbst in Anspruch nehmen. Zudem hat das FG zutreffend entschieden, dass die von der Klagerin und ihren
Vertragspartnern gewollte stille Mitversicherung nicht geeignet war, eine Verpflichtung im Verhaltnis zu deren Kunden
zu begrinden (FG-Urteil S. 40). Damit hat das FG seiner Wiirdigung die nach der BFH-Rechtsprechung maBgeblichen
Umstande (s. oben Il.1.b aa) zugrunde gelegt. Bestatigt wird dies dadurch, dass die Klagerin auch keine
Regressanspriiche gegen die Kunden ihrer Vertragspartner erlangen konnte.

(3) Die Einwendungen der Klagerin hiergegen greifen nicht durch. Die von der Klagerin angestellte Risikobetrachtung,
nach der es fiir die Anwendung von § 2 Abs. 2 VersStG ausreichen soll, dass sie Risiken der Kunden ihrer
Vertragspartner und damit Risiken der Versicherungsnehmer --nicht aber die des jeweils fihrenden Mitversicherers--
Ubernommen habe, genligt nicht dem sich aus dieser Vorschrift ergebenden Erfordernis, sich durch Vertrag zu
verpflichten, Dritten gegentber fiir den Versicherungsnehmer Birgschaft oder sonstige Sicherheit zu leisten (s. oben
[I.1.b aa). Dritter in diesem Sinne ist der Glaubiger des Versicherungsnehmers und damit bei der
Insolvenzabsicherung des Reiseveranstalters der Reisende oder im Fall der Sicherung von Altersteilzeitguthaben der
Mitarbeiter. Die Leistung einer sonstigen Sicherheit muss im Wesentlichen wie bei der Blirgschaft erfolgen und setzt
daher die Eingehung einer Verpflichtung gegeniiber dem Dritten voraus. Dem genlgt eine "stille" Risikolibernahme,
die nicht darauf angelegt ist, dem Dritten die "Risikolbernahme" in Bezug auf seine Anspriiche gegen den
Versicherungsnehmer zumindest offenzulegen, nicht. Im Hinblick hierauf kommt es auf das von der Kl&gerin als
unzutreffend erachtete BFH-Urteil vom 24.04.2013 - XI R 7/11 (BFHE 241, 459, BStBI 1l 2013, 648, Rz 25) und die
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11.

12.

13.

14.

15.

16.

17.

18.

19.

weiteren Ausflihrungen zu den einzelnen Vertrdgen und der sich aus diesen ihrer Ansicht nach ergebenden
"Beteiligung" an den Kautionsversicherungsvertragen, die ihre Vertragspartner abgeschlossen hatten, nicht an.

2. Ebenfalls zutreffend hat das FG eine Steuerbefreiung gemanB § 4 Nr. 1 VersStG abgelehnt. Denn die Zahlung des
Versicherungsentgelts fir eine Kautionsriickversicherung ist nicht nach dieser Vorschrift von der Versicherungsteuer
befreit, wenn durch die Versicherung die Gefahr aus einem Vertrag ibernommen wird, der nach § 2 Abs. 2 VersStG
nicht als Versicherungsvertrag gilt.

a) Nach § 4 Nr. 1 VersStG ist die Zahlung des Versicherungsentgelts fir eine Rickversicherung, bei der sich ein
Versicherer (Erstversicherer) fir die gegenlber dem Versicherungsnehmer tibernommene Gefahr und die daraus
resultierende Zahlungsverpflichtung gegen Zahlung einer Pramie bei einem anderen Versicherer (Rlckversicherer)
versichert und sich von diesem wegen des ibernommenen Risikos teilweise oder volle Deckung versprechen lasst
(BFH-Urteil vom 19.06.2013 - Il R 26/11, BFHE 241, 431, BStBI Il 2013, 1060, Rz 15), von der Besteuerung
ausgenommen.

Dabei setzt eine Rickversicherung im Sinne des § 4 Nr. 1 VersStG begrifflich eine andere (steuerbare) Versicherung
voraus, deren Wagnis ganz oder teilweise vom Riickversicherer Gbernommen wird, wie der BFH bereits ausdriicklich
entschieden hat. Die Zahlung des Versicherungsentgelts fiir eine sogenannte Kautionsriickversicherung ist daher nicht
nach dieser Vorschrift von der Versicherungsteuer befreit, wenn --wie im Streitfall-- durch die Versicherung die Gefahr
aus einem Vertrag Gbernommen wird, der nach § 2 Abs. 2 VersStG nicht als Versicherungsvertrag gilt (BFH-Urteil vom
19.06.2013 - Il R 26/11, BFHE 241, 431, BStBI 11 2013, 1060, Rz 25 bis 33).

b) Der erkennende Senat schliet sich dieser Rechtsprechung an und prazisiert diese dahingehend, dass § 4 Nr. 1
VersStG aufgrund des sich aus § 2 Abs. 2 VersStG ergebenden Fehlens eines Versicherungsverhaltnisses nicht
anzuwenden ist. Dient diese Regelung dazu, Wettbewerbsgleichheit mit Banken, die Sicherheiten stellen, herzustellen
(Franz in Franz, Versicherungsteuergesetz, § 4 Nr. 1 Rz 69), besteht keine Veranlassung, die Versicherung der
Erstrisikolibernahme im Anwendungsbereich des § 2 Abs. 2 VersStG als nach § 4 Nr. 1 VersStG steuerfrei
anzusehen, wahrend eine Steuerfreiheit der Versicherung der Erstrisikolibernahme im Bankbereich von vornherein
nicht in Betracht kommt. Im Hinblick hierauf ist nicht der Annahme zu folgen, dass es nach der Intention des
Gesetzgebers nicht auf die Ausgestaltung als Ausnahme zur Steuerbarkeit oder als Steuerbefreiung ankommen soll
(so aber Franz in Franz, Versicherungsteuergesetz, § 4 Nr. 1 Rz 69). Dass eine Rlckversicherung auch dann
steuerfrei ist, wenn sie sich auf eine steuerfreie Erstversicherung bezieht (Franz in Franz, Versicherungsteuergesetz,
§ 4 Nr. 1 Rz 27), flihrt somit nicht zu einem Wertungswiderspruch in Bezug auf die Steuerpflicht der
"Kautionsriickversicherung".

Fir die Steuerbefreiungsvorschrift des § 4 Nr. 1 VersStG reicht es daher nicht aus, dass eine Riickversicherung im
versicherungsrechtlichen Sinne vorliegt. Soweit die Kl&gerin hiergegen auf die unionsrechtliche Harmonisierung durch
die Zweite Richtlinie 88/357/EWG des Rates vom 22.06.1988 zur Koordinierung der Rechts- und
Verwaltungsvorschriften fir die Direktversicherung (mit Ausnahme der Lebensversicherung) und zur Erleichterung der
tatsachlichen Ausiibung des freien Dienstleistungsverkehrs sowie zur Anderung der Richtlinie 73/239/EWG (Amtsblatt
der Européischen Gemeinschaften Nr. L 172 vom 04.07.1988, S. 1) und die dort unter Anhang Nr. 15 verwendeten
Begriffe der direkten und der indirekten Kaution verweist, handelt es sich um Regelungen zur Risikobelegenheit, die
den nationalen Gesetzgeber in Bezug auf die Ausgestaltung der Pramienbesteuerung nicht binden. Der nationale
Gesetzgeber hat unionsrechtlich Gestaltungsfreiheit bezlglich des Umfangs der Steuerbefreiungen und kann einen
rein versicherungsteuerlich gepragten Rickversicherungsbegriff zugrunde legen (Franz in Franz,
Versicherungsteuergesetz, § 4 Nr. 1 Rz 67; a.A. Medert/Axer/Vol3, Versicherungsteuergesetz, Kommentar, 3. Aufl.,

§ 4 Rz 45 ff.).

3. Das FG ist zu Unrecht davon ausgegangen, dass in den an die Klagerin gezahlten Entgelten die Versicherungsteuer
enthalten war. Sind die Vertragsparteien irrtimlich davon ausgegangen, dass die Zahlung eines

Versicherungsentgelts nicht der Versicherungsteuer unterliegt, ist die Versicherungsteuer nicht in gezahlten Pramien
enthalten.

a) Nach § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 VersStG wird die Steuer fir die einzelnen Versicherungen regelmaBig vom
Versicherungsentgelt berechnet und betrégt im Regelfall 19 % des Versicherungsentgelts ohne Versicherungsteuer
(§ 6 Abs. 1 VersStQ).

b) Das FG hat rechtsfehlerhaft entschieden, dass ausgehend von der zivilrechtlichen Vereinbarung zwischen
Versicherer und Versicherungsnehmer ein Versicherungsentgelt als "Bruttobetrag" einschlieBlich einer eventuell
entstehenden Versicherungsteuer zumindest dann vereinbart wird, wenn die Vertragsparteien irrtimlich davon
ausgegangen sind, dass die Zahlung einer Versicherungspréamie nicht der Versicherungsteuer unterliegt und dieser
Irrtum erst im Rahmen einer AuBenprifung ausgeraumt wird, so dass dann die Versicherungsteuer aus dem
vereinbarten Betrag herauszurechnen ist, und hat dabei zu Unrecht auf die Parallelfrage zum vergleichbaren Irrtum in
Bezug auf die Umsatzsteuerpflicht (BFH-Urteile vom 22.04.2015 - XI R 43/11, BFHE 249, 315, BStBI Il 2015, 755,

Rz 37 und vom 16.11.2016 - V R 1/16, BFHE 256, 542, BStBI I1 2017, 1079, Rz 27) verwiesen (FG-Urteil S. 48).

Dabei hat das FG die versicherungsteuerrechtlichen Besonderheiten der Steuerschuldnerschaft des
Versicherungsnehmers (§ 7 Abs. 1 Satz 1 VersStG in der bis zum 11.12.2012 geltenden Fassung --VersStG a.F.--
und § 7 Abs. 1 VersStG in der ab dem 12.12.2012 geltenden, durch das Verkehrsteuerdnderungsgesetz vom
05.12.2012 geschaffenen Fassung --VersStG n.F.--) bei gleichzeitiger Haftung (§ 7 Abs. 1 Satz 2 VersStG a.F.) oder
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Steuerentrichtungsschuld (§ 7 Abs. 2 VersStG n.F.) und die sich hieraus ergebende Folge Ubersehen, dass
Steuerschuld einerseits und Haftung oder Steuerentrichtungsschuld andererseits in gleicher Héhe und daher von
demselben Versicherungsentgelt zu berechnen sind. Im Hinblick hierauf kommt es nicht in Betracht, ein in der
rechtsirrigen Annahme, dass keine Versicherungsteuerpflicht besteht, vereinbartes Versicherungsentgelt als die
Versicherungsteuer bereits enthaltend anzusehen. In Bezug auf die Steuerschuld des zahlenden
Versicherungsnehmers kann die umsatzsteuerrechtliche Betrachtung zur Steuerschuld des leistenden und das Entgelt
empfangenden Unternehmers (§ 13 Abs. 1 Nr. 1 des Umsatzsteuergesetzes) nicht auf die Versicherungsteuer
Ubertragen werden.

20. c) Im Ubrigen hat der erkennende Senat, was das FG bei seinem Urteil allerdings noch nicht beriicksichtigen konnte,
bereits ausdrlcklich entschieden, dass § 7 Abs. 4 VersStG a.F. und damit auch § 7 Abs. 9 VersStG n.F., wonach
jeweils im Verhaltnis zwischen dem Versicherer und dem Versicherungsnehmer die Steuer als Teil des
Versicherungsentgelts gilt, soweit es sich um dessen Einziehung und Geltendmachung im Rechtsweg handelt, nur
dazu dient, die Steuerschuld als versicherungsvertragliche Verpflichtung des Versicherungsnehmers in das
Zivilrechtsverhaltnis zwischen Versicherer und Versicherungsnehmer aufzunehmen und dadurch die Einziehung der
Steuer durch den Versicherer zu erleichtern. Hieraus ergibt sich demgegeniiber nicht, dass die Versicherungsteuer in
gezahlten Pramien enthalten ist (vgl. BFH-Urteil vom 18.11.2021 - V R 24/20, BFH/NV 2022, 624, Rz 35).

21. 4. Die Sache ist spruchreif. Das Urteil des FG ist insoweit aufzuheben, als es der Klage stattgegeben hat, und die
Klage ist insgesamt abzuweisen.

22. 5. Die Kostenentscheidung beruht auf § 135 Abs. 1 FGO.

Quelle: www.bundesfinanzhof.de

Seite 5 von 5


https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410150/

	Urteil vom 18. April 2024, V R 17/22
	Leitsätze
	Tenor
	Tatbestand
	I.

	Entscheidungsgründe
	II.



